
1. Appendix: Gesetzeslage 

Artikel 7 Abs. 1 bis 3 des Grundgesetzes: 

(1)  Das  gesamte  Schulwesen  steht  unter  der  Aufsicht  des  Staates.  (2)  Die

Erziehungsberechtigten  haben  das  Recht,  über  die  Teilnahme  des  Kindes  am

Religionsunterricht zu bestimmen. (3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen

mit  Ausnahme  der  bekenntnisfreien  Schulen  ordentliches  Lehrfach.  Unbeschadet  des

staatlichen  Aufsichtsrechtes  wird  der  Religionsunterricht  in  Übereinstimmung  mit  den

Grundsätzen  der  Religionsgemeinschaften  erteilt.  Kein  Lehrer  darf  gegen  seinen  Willen

verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.

Art. 137 (II),  Verfassung des Freistaats Bayern: Für Schüler, die am Religionsunterricht

nicht teilnehmen, ist ein Unterricht in den allgemein anerkannten Grundlagen der Sittlichkeit

einzurichten.

Urteil des 6. Senats vom 17. Juni 1998 - BVerwG 6 C 11.97: 

Art.  7  Abs.  1  GG enthält  einen umfassenden schulischen Bildungs-  und Erziehungsauftrag.

Dieser gibt dem Staat die Befugnis, neue und zusätzliche Unterrichtsfächer wie das Fach Ethik

einzuführen. Das Unterrichtsfach Ethik muß von seinem Inhalt her weltanschaulich und religiös

neutral  unterrichtet  werden.  Die Vermittlung der  für das Zusammenleben essentiellen und

unerläßlichen Grundwerte ist dadurch nicht ausgeschlossen. 

Das Fach Ethik darf auch ausschließlich für die nicht am Religionsunterricht teilnehmenden

Schüler verpflichtend eingerichtet werden. Geschieht dies, so muß das Fach Ethik als ein dem

ordentlichen Lehrfach Religion gleichwertiges Fach ausgestaltet werden.

Die  Selbstabmeldung  vom  Religionsunterricht  ist  Schülern  erst  mit  Vollendung  des  18.

Lebensjahres möglich (Art. 46 Abs. 1 und 4 S. 2 BayEUG). Durch einen Kirchenaustritt, der bereits

ab 14 Jahren auch ohne Zustimmung der Eltern möglich ist, entfällt jedoch die Teilnahmepflicht. 

Bayerisches Gesetz für Erziehung und Unterricht (BayEUG): 

Art. 46 Religionsunterricht

(1) Der Religionsunterricht ist an den Grundschulen, Mittelschulen, Realschulen, Gymnasien,



Förderschulen,  Berufsschulen,  Wirtschaftsschulen,  Fachoberschulen,  Berufsoberschulen,  an

sonstigen Schulen  nach Maßgabe der  Schulordnung,  ordentliches  Lehrfach  (Pflichtfach).  Er

wird nach Bekenntnissen getrennt in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden

Kirche oder Religionsgemeinschaft erteilt.

(2) Lehrkräfte bedürfen zur Erteilung des Religionsunterrichts der Bevollmächtigung durch die

betreffende  Kirche  oder  Religionsgemeinschaft. Keine  Lehrkraft  darf  gegen  ihren  Willen

verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.

(3) An den Grundschulen, Mittelschulen und Förderzentren können die von den Kirchen und

Religionsgemeinschaften  bestellten  Lehrkräfte  für  den  Religionsunterricht  den  gesamten

Religionsunterricht erteilen.

(4)  Die  Erziehungsberechtigten  haben  das  Recht,  ihre  Kinder  vom  Religionsunterricht

abzumelden. Nach Vollendung des 18. Lebensjahres steht dieses Recht den Schülerinnen und

Schülern selbst zu. Das Nähere über Teilnahme und Abmeldung regelt das Staatsministerium

für Unterricht und Kultus durch Rechtsverordnung.

Art. 47  Ethikunterricht

(1)  Ethikunterricht  ist  für  diejenigen  Schülerinnen  und  Schüler  Pflichtfach,  die  nicht  am

Religionsunterricht teilnehmen.

(2) Der Ethikunterricht dient der Erziehung der Schülerinnen und Schüler zu werteinsichtigem

Urteilen und Handeln. Sein Inhalt orientiert sich an den sittlichen Grundsätzen, wie sie in der

Verfassung und im Grundgesetz niedergelegt sind. Im Übrigen berücksichtigt er die Pluralität

der Bekenntnisse und Weltanschauungen.

Gesetz zur Religiösen Erziehung der Kinder (RelKErzG): 
§ 5 Entscheidungsrecht des Kindes 

Nach der Vollendung des vierzehnten Lebensjahrs steht dem Kinde die Entscheidung darüber

zu, zu welchem religiösen Bekenntnis es sich halten will. Hat das Kind das zwölfte Lebensjahr

vollendet,  so  kann  es  nicht  gegen  seinen  Willen  in  einem  anderen  Bekenntnis  als  bisher

erzogen werden.

§ 6

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auf  die  Erziehung  der  Kinder  in  einer  nicht

bekenntnismäßigen Weltanschauung entsprechende Anwendung.


